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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 9 SB 53/10 B 
 
L 8 SB 3876/09 (LSG Baden-Württemberg) 
S 6 SB 2722/07 (SG Freiburg) 
 
 
 
………………………………………………………………………. , 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………………… , 
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Land Baden-Württemberg, 
vertreten durch das Regierungspräsidium, Landesversorgungsamt, 
Ruppmannstraße 21, 70565 Stuttgart, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
 
Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 18. Januar 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d    sowie die Richter   K r u s c h i n s k y  

und   Dr.  K n ö r r  

beschlossen: 

 
Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Baden-Württemberg vom 23. Juli 2010 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 23.7.2010 hat das Landessozialgericht Baden-Württemberg (LSG) einen An-

spruch der Klägerin verneint, im Wege der Überprüfung nach § 44 SGB X festzustellen, dass 

der ihr ab Januar 2002 zuerkannte Grad der Behinderung (GdB) von 50 bereits ab Januar 1999 

und der ihr ab Mai 2004 zuerkannte GdB von 60 bereits ab Januar 2002 besteht. Wegen der 

Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin Beschwerde beim Bundessozial-

gericht (BSG) eingelegt, die sie auf das Vorliegen eines Verfahrensmangels (§ 160 Abs 2 Nr 3 

SGG) stützt. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). Keiner der in § 160 Abs 2 SGG ab-

schließend aufgeführten Zulassungsgründe ist ordnungsgemäß dargetan worden (vgl § 160a 

Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde - wie hier - darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel 

vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), so 

müssen zur Bezeichnung des Verfahrensmangels die diesen (vermeintlich) begründenden 

Tatsachen substantiiert dargetan werden (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 34, 36). 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG 

- ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, dass also 

die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 36). 

Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel aller-

dings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines bestimmten Arztes) und 128 Abs 1 

Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG (Auf-

klärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Be-

weisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Die Klägerin macht geltend, das LSG sei ihrem Beweisantrag, "in konkreto auf diese Rechts-

frage gezirkelt ärztliche Befundberichtsanfrage für diesen vergangenen Zeitraum bei dem jahr-

zehntelang behandelnden Hausarzt, Herrn Dr. K.            ,                                        

 W.                , von Amts wegen einzuholen", zu Unrecht nicht gefolgt. Die vom LSG für dessen 

Ablehnung gegebene Begründung halte nicht Stand. Zwar hat die Klägerin damit sinngemäß 

behauptet, das LSG sei dem Antrag ohne hinreichende Begründung im Urteil nicht gefolgt. 

Damit hat sie indes inhaltlich dem Erfordernis des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG nicht 

entsprochen. 

 

Ohne hinreichende Begründung iS des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG bedeutet hier, dass die 

Revision zuzulassen ist, wenn das LSG sich hätte gedrängt fühlen müssen, den beantragten 

Beweis zu erheben (BSG SozR 1500 § 160 Nr 5, 49). Zur Begründung eines solchen Verfah-
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rensfehlers ist die schlüssige Darlegung des Beschwerdeführers erforderlich, inwiefern nach 

den dem LSG vorliegenden Beweismitteln, insbesondere den im Verwaltungsverfahren und 

gerichtlichen Verfahren eingeholten Gutachten, Fragen zum tatsächlichen, medizinischen Sach-

verhalt aus der rechtlichen Sicht des LSG erkennbar offengeblieben sind und damit zu einer 

weiteren Aufklärung des Sachverhalts zwingende Veranlassung bestanden hat (BSG 

Beschluss vom 14.12.1999 - B 2 U 311/99 B - HVBG-Info 2000, 504 mwN; Kummer, Die 

Nichtzulassungsbeschwerde, 2. Aufl 2010, RdNr 761; Becker, SGb 2007, 328, 332), weil die so 

zu ermittelnden - medizinischen - Tatsachen nach der Rechtsauffassung des LSG 

entscheidungserheblich sind. Es kommt deshalb nicht darauf an, ob - wie die Beschwerde 

meint - die im angefochtenen Urteil für die Nichtbefolgung des Beweisantrages angeführten 

Gründe unzureichend sind, sondern darauf, ob das LSG objektiv gehalten gewesen wäre, den 

Sachverhalt weiter aufzuklären und den beantragten Beweis zu erheben. Die 

Amtsermittlungspflicht ist mithin nur dann verletzt, wenn Tatsachen, die aus der rechtlichen 

Sicht des Berufungsgerichts entscheidungserheblich waren, nicht oder nicht 

prozessordnungsgerecht ermittelt und festgestellt worden sind. 

 

Angesichts des von der Klägerin selbst dargelegten Umstandes, dass das LSG auf die im Jahre 

2007 durch das Sozialgericht erfolgte Einholung eines entsprechenden Befundberichtes von 

Dr. K.           hingewiesen hat, hat die Klägerin nicht hinreichend deutlich gemacht, warum sich 

das LSG objektiv zu der beantragten weiteren Beweisaufnahme hätte gedrängt fühlen müssen. 

 

Die Beschwerde ist daher ohne Hinzuziehung ehrenamtlicher Richter als unzulässig zu ver-

werfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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